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Leitsätze des Urteils 

1. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Rechte der Beschwerdeführer — Schutz der Ge­
schäftsgeheimnisse des beschuldigten Unternehmens 
(EWG-Vertrag, Artikel 214; Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 3 und 20 Absatz 2) 

2. Wettbewerb — Kartelle — Erwerb einer Beteiligung am Kapital eines Konkurrenzunter­
nehmens — Beeinträchtigung des Wettbewerbs — Beurteilungskriterien 
(EWG-Vertrag, Artikel 85) 

3. Nichtigkeitsklage — Aufgrund des Artikels 85 Absatz 1 EWG-Vertrag erlassene Entschei­
dung der Kommission — Würdigung komplexer wirtschaftlicher Gegebenheiten — Gericht­
liche Nachprüfung — Grenzen 
(EWG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1 und Artikel 173) 
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4. Wettbewerb — Beherrschende Stellung — Mißbräuchliche Ausnutzung — Erwerb einer Be­
teiligung am Kapital eines Konkurrenzunternehmens — Voraussetzungen 
(EWG-Vertrag, Artikel 86) 

5. Handlungen der Organe — Begründungspflicht — Umfang — Entscheidung über die An­
wendung der Wettbewerbsregeln 

(EWG-Vertrag, Artikel 190; Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 3) 

1. Eine Untersuchung, die die Kommission 
in Wahrnehmung ihrer Aufgabe durch­
führt, die Einhaltung der Wettbewerbsre­
geln zu überwachen, stellt kein kontra­
diktorisches Verfahren im Verhältnis 
zwischen den Unternehmen, die einen 
Antrag nach Artikel 3 der Verordnung 
Nr. 17 gestellt und ein berechtigtes In­
teresse an der Abstellung einer Zuwider­
handlung dargetan haben, einerseits und 
den Unternehmen, gegen die das Verfah­
ren eingeleitet worden ist, andererseits 
dar. 

Zwar müssen die Beschwerdeführer Ge­
legenheit erhalten, ihre berechtigten In­
teressen im Verwaltungsverfahren zu 
schützen, und die Kommission muß alle 
tatsächlichen und rechtlichen Gesichts­
punkte prüfen, die ihr die Beschwerde­
führer zur Kenntnis bringen. Deren ver­
fahrensmäßige Rechte gehen jedoch 
nicht so weit wie der Anspruch auf recht­
liches Gehör der Unternehmen, gegen 
die sich die Untersuchung der Kommis­
sion richtet; sie enden dort, wo sie den 
Anspruch auf rechtliches Gehör dieser 
Unternehmen zu beeinträchtigen begin­
nen. 

Die Verpflichtung aus Artikel 214 EWG-
Vertrag und aus Artikel 20 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 17 zur Wahrung des 
Berufsgeheimnisses ist zwar gegenüber 
Beschwerdeführern eingeschränkt; an 
diese dürfen aber in keinem Fall Unterla­
gen weitergeleitet werden, die Geschäfts­
geheimnisse enthalten. 

Die berechtigten Interessen der Be­
schwerdeführer sind hinreichend ge­
wahrt, wenn sie über das Ergebnis der 
vertraulichen Verhandlungen unterrichtet 
werden, die zwischen den durch die Un­
tersuchung betroffenen Unternehmen 
und der Kommission zu dem Zweck ge­
führt werden, die beanstandeten Verein­
barungen oder Verhaltensweisen mit den 
Vertragsbestimmungen in Einklang zu 
bringen. Würde den Beschwerdeführern 
das Recht zugestanden, an diesen Ver­
handlungen teilzunehmen oder über ih­
ren Fortgang auf dem laufenden gehalten 
zu werden, um zu den verschiedenen 
Vorschlägen des einen oder des anderen 
Verhandlungspartners Stellung nehmen 
zu können, so wäre das Recht der Kom­
mission und der beschuldigten Unterneh­
men, derartige Verhandlungen aufzuneh­
men, in Frage gestellt. 

2. Ist der Erwerb einer Beteiligung am Ka­
pital eines Konkurrenzunternehmens in 
Vereinbarungen geregelt, die zwischen 
Unternehmen geschlossen wurden, die 
nach dem Inkrafttreten dieser Vereinba­
rungen selbständige Unternehmen blei­
ben, so ist der Sachverhalt zunächst im 
Hinblick auf Artikel 85 zu prüfen. 

Zwar stellt es für sich genommen kein 
den Wettbewerb einschränkendes Ver­
halten dar, wenn ein Unternehmen eine 
Beteiligung am Kapital eines 
Konkurrenzunternehmens erwirbt; ein 
solcher Erwerb kann jedoch als Mittel 
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dienen, das geschäftliche Verhalten der 
betreffenden Unternehmen so zu beein­
flussen, daß der Wettbewerb auf dem 
Markt, auf dem sie ihre Geschäftstätig­
keit entfalten, eingeschränkt oder ver­
fälscht wird. 

Dies wäre insbesondere dann der Fall, 
wenn das investierende Unternehmen 
durch den Erwerb einer Beteiligung oder 
durch Nebenklauseln der Vereinbarung 
rechtlich oder faktisch die Kontrolle über 
das geschäftliche Verhalten des anderen 
Unternehmens erlangen würde, wenn die 
Vereinbarung eine geschäftliche Zusam­
menarbeit zwischen den Unternehmen 
vorsähe oder Strukturen schaffen würde, 
die einer solchen Zusammenarbeit för­
derlich sein könnten, oder aber dem in­
vestierenden Unternehmen die Möglich­
keit gäbe, seine Position später zu stär­
ken, indem es die effektive Kontrolle 
über das andere Unternehmen erlangt. 

Jede Vereinbarung ist in ihrem wirt­
schaftlichen Zusammenhang und insbe­
sondere unter Berücksichtigung der Si­
tuation auf dem relevanten Markt zu be­
urteilen. Handelt es sich bei den an einer 
Vereinbarung beteiligten Unternehmen 
um multinationale Gesellschaften, die 
weltweit tätig sind, so sind auch ihre Be­
ziehungen außerhalb der Gemeinschaft 
und insbesondere die Möglichkeit zu be­
rücksichtigen, daß die fragliche Verein­
barung Teil einer Politik der globalen 
Zusammenarbeit zwischen ihnen sein 
kann. Bei einem stagnierenden und oli-
gopolistischen Markt wie dem Zigaret­
tenmarkt ist die Kommission zu erhöhter 
Wachsamkeit verpflichtet. 

3. Zwar nimmt der Gerichtshof grundsätz­
lich eine umfassende Prüfung der Frage 
vor, ob die Tatbestandsmerkmale des Ar­

tikels 85 Absatz 1 EWG-Vertrag erfüllt 
sind; seine Prüfung der Würdigung kom­
plexer wirtschaftlicher Gegebenheiten hat 
sich aber notwendigerweise auf die Frage 
zu beschränken, ob die Verfahrensvor­
schriften eingehalten worden sind, ob die 
Begründung ausreichend ist, ob der 
Sachverhalt zutreffend festgestellt wor­
den ist und ob keine offensichtlich feh­
lerhafte Würdigung des Sachverhalts und 
kein Ermessensmißbrauch vorliegen. 

4. Erwirbt ein Unternehmen eine Beteili­
gung am Kapital eines Konkurrenzunter­
nehmens, so kommt eine mißbräuchliche 
Ausnutzung einer beherrschenden Stel­
lung im Sinne von Artikel 86 EWG-Ver­
trag nur dann in Betracht, wenn durch 
die fragliche Beteiligung eine effektive 
Kontrolle über das andere Unternehmen 
oder zumindest ein Einfluß auf dessen 
Geschäftspolitik gegeben ¡st. 

5. Für die Ablehnung eines gemäß Artikel 3 
der Verordnung Nr. 17 gestellten An­
trags durch die Kommission reicht es 
aus, daß diese darlegt, weshalb sie keinen 
Verstoß gegen die Wettbewerbsregeln 
glaubte feststellen zu können. Sie ist da­
bei nicht verpflichtet, eventuelle Abwei­
chungen von der Mitteilung der Be­
schwerdepunkte zu erklären, da es sich 
bei dieser um ein vorbereitendes Schrift­
stück handelt, dessen Wertungen ledig­
lich vorläufiger Natur sind und der Fest­
legung des Gegenstands des Verwal­
tungsverfahrens im Verhältnis zu den 
Unternehmen dienen, gegen die sich die­
ses Verfahren richtet; die Kommission 
braucht dabei auch nicht auf alle sachli­
chen und rechtlichen Gesichtspunkte ein­
zugehen, die im Verwaltungsverfahren 
behandelt worden sind. 
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